
auf tretenden Mhnndiff« bimb ganriidi auszuschließen. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn der Werktätige von 
ihm eingenommene Gelder ordnungsgemäß abgerechnet 
hat. Für diesen Fall ist er seiner Rechenschaftspflicht 
nachgekommen. Spät« eingetretene Umstände, die auf 
Leichtfertigkeit and Sorglosigkeit and«« Werktätiger 
im Umgang mit Nachweisen and Belegen hindeaten and 
eine mangelnde Kontrolle durch den Leit« sichtbar 
machen, können ihm nicht znr Last gelegt werden.
4. Zorn Umfang d« Sachaufklärung bei d« Geltend­
machung der erweiterten materiellen Verantwortlich­
keit.

OG, Urteil vom 18. Oktober 1974 - Za 24/74.

Die bei der Verklagten beschäftigte Klägerin hat im 
Juli 1972 ihre Lehre als Postfacharbeiter .beendet. Da­
nach wurde sie als Kassen Verwalterin eingesetzt. Unter 
Beachtung der dafür erforderlichen Voraussetzungen 
wurde mit ihr eine Vereinbarung üb« die erweiterte 
materielle Verantwortlichkeit gemäß §113 Abs. 2 
Buchst, b GBA abgeschlossen.
In der Zeit vom 31. Juli 1972 bis zum 11. August 1972 
arbeitete die Klägerin aushilfsweise im Postamt X. 
Hi« hatte sie eine Nebenkasse zu verwalten. Am letz­
ten Tage ihres Einsatzes fertigte sie einen Kassenab­
schluß an; vom nächsten Tag ab nahm sie ihren Jah­
resurlaub. D« Kassenabschluß wies nach Angaben d« 
Klägerin eine Minusdifferenz, von 0,91 M auf.
Bei ein« erneuten Aushilfstätigkeit erfuhr die Kläge­
rin, daß die Einzahlungsliste aus der Zeit ihr« ersten 
Abordnung verlorengegangen war. Ein Schaden wurde 
zunächst nicht behauptet. Am 11. Januar 1973 teilte 
das Hauptpostscheckamt jedoch mit, daß die Einzah­
lungsliste anhand d« Belege rekonstruiert und dabei 
festgestellt wurde, daß die Klägerin für den Zeitraum 
der Urlaubsvertretung auf dem Postamt eine Summe, 
von rund 143 000 M abzurechnen hatte, tatsächlich ab« 
nur 133 994,91 M zur Einzahlung gelangt sind. Nachfor­
schungen üb« den Verbleib dies« Differenzsumme 
waren erfolglos.
Die Verklagte machte deshalb gegen die Klägerin die 
materielle Verantwortlichkeit geltend. Die Konflikt­
kommission verpflichtete die Klägerin zur Schaden­
ersatzleistung in Höhe von drei Monatsgehältern.
Auf die hiergegen erhobene Klage (Einspruch), mit der 
die Klägerin behauptete, sie hätte alle Arbeitsaufgaben 
richtig erledigt und bei dem von ihr am 11. August 1972 
getätigten Kassenabschluß keinen nennenswerten 
Minusbetrag gehabt, hob das Stadtbezirksgericht den 
Beschluß d« Konfliktkommission auf. Es verurteilte 
die Klägerin zu einer Schadenersatzleistung an die 
Verklagte in Höhe von 550 M. Im übrigen wies es die 
Klage (Einspruch) als unbegründet zurück.
Das Stadtbezirksgericht hat seine Entscheidung damit 
begründet, daß es d« Klägerin nicht gelungen sei, den 
Nachweis üb« den Verbleib des nicht zur Einzahlung 
gelangten Differenzbetrags von nahezu 10 000 M zu 
erbringen. Sie hätte auch nicht darlegen können, daß 
der Verlust durch Verschulden anderer Mitarbeit« 
entstanden sei. Andererseits hätte berücksichtigt wer­
den müssen, daß die Klägerin unmittelbar nach Ab­
schluß ihrer Lehre ohne Berufserfahrung eigenverant­
wortlich als Kassenverwalterin eingesetzt worden sei. 
Hinzu komme, daß im Postamt kein Dienststellenleit« 
anwesend gewesen sei, der sie entsprechend den 
Dienstanweisungen im Hinblick auf die Erfüllung ihrer 
Arbeitsaufgaben hätte kontrollieren und entsprechende 
Kassenabrechnungen fordern können. Deshalb reiche 
die Verpflichtung 2mm Schadenersatz in Höhe eines 
Monatsbruttotariflohns aus, um auf die Klägerin erzie­
herisch einzuwirken.
Mit ihrem gegen dieses Urteil eingelegten Einspruch 
(Berufung) wied«holte die Klägerin ihre Behauptung, 
daß bei dem Kassenabschluß am 11. August 1972 die 
Endsumme d« Einzahlungsliste mit den Belegen über­
eingestimmt habe und dies bei ein« Gegenkontrolle 
durch die Kollegin M. bestätigt worden sei. Wenn den­

noch ein Differenzbetrag von etwa 10 000 M fehle, so 
könne dies nur auf Vorgängen nach der vorzeitigen 
Beendigung ihres Dienstes beruhen. Hierfür könne sie 
nicht v«antwortlich gemacht werden. Möglicherweise 
sei ihr Tagesstempel noch bis Schalterschluß benutzt 
worden, um Einzahlungen entgegenzunehmen, die nicht 
abgeführt worden wären. Dafür spreche u. U. auch, daß 
die Einzahlungsliste nicht mehr vorhanden sei.
Die Klägerin hat im Rechtsmittelverfahren die Rück­
nahme ihres Einspruchs (Berufung) erklärt, die mit 
Beschluß des Stadtgerichts als sachdienlich bestätigt 
wurde.
D« Präsident des Obersten Gerichts hat gegen die Ent­
scheidung des Stadtbezirksgerichts Kassationsantrag 
gestellt, mit dem Verletzung des Gesetzes durch unge­
nügende Sachaufklärung gerügt wird (§§ 29, 30 AGO). 
D« Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zutreffend hebt der Kassationsantrag hervor, daß die 
bish« vom Stadtbezirksgericht erhobenen Beweise das 
Vorliegen von schuldhaft durch die Klägerin begange­
nen und zu einem relativ hohen Schaden führenden 
Arbeitspflichtverletzungen nicht überzeugend zu be­
gründen vermögen. Vielmehr sind seitens des Stadtbe­
zirksgerichts bedeutsame Umstände, für die die Klä­
gerin Beweise angeboten hat, außer Betracht geblieben. 
Möglicherweise sind dadurch sogar die eigentlichen zu 
dem Schaden führenden Ursachen verwischt worden. 
Ebenso könnte deshalb der tatsächlich dafür Verant­
wortliche bisher nicht entdeckt worden sein.
Das Urteil des Stadtbezirksgerichts entspricht folglich 
nicht den an eine gerichtliche Entscheidung hinsichtlich 
d« Sachaufklärung zu stellenden Anforderungen. Bei 
d« vom Stadtgericht bestätigten Rücknahme des Ein­
spruchs (Berufung) kann somit von Sachdienlichkeit 
L S. des § 43 AGO nicht die Rede sein; denn eine Rück­
nahme ein« Klage bzw. eines Einspruchs (Berufung) 
darf nur dann als sachdienlich bestätigt werden, wenn 
sich bei überschaubarer Sachlage die Parteien des 
Rechtsstreits ein im wesentlichen richtiges Bild von der 
Sach- und Rechtslage gemacht haben und das so er­
zielte Verfahrens«gebnis rechtlich vertretbar ist (vgl. 
z.B. OG, Urteil vom 29. Juni 1963 - Za 11/63 — OGA 
Bd. 4 S. 179). Eine die Verpflichtung der Klägerin zum 
Schaden«satz in dem genannten Umfang rechtferti­
gende Sachlage ist indessen bei dem derzeitigen Stand 
der Sachaufklärung nicht gegeben.
Als gesichertes Ergebnis kann zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt lediglich der Umstand gewertet werden, daß 
nach den beim Hauptpostscheckamt eingegangenen Be­
legen, die im Tagesstempel sämtlich die Kennbuch­
staben der Klägerin enthielten, ein Differenzbetrag von 
nicht zur Abrechnung gelangten Geldern in Höhe von 
rund 10 000 M besteht. Insoweit sind weitergehende 
Nachforschungen nicht erforderlich.
Im gegenwärtigen Zeitpunkt läßt sich hi«aus jedoch 
nicht mit Notwendigkeit ableiten, daß nur die Kläge­
rin diese Differenz schuldhaft verursacht hat. Da die 
Klägerin am 11. August 1972 mit Genehmigung der Kol­
legin Sch. vorzeitig ihren Dienst und damit ihre Ver­
tretungstätigkeit beendet hatte, hätte vor allem geklärt 
werden müssen, ob und in welcher Weise eine ordnungs­
gemäße Übergabe der Nachweise und Belege erfolgte, 
z.B. w« Geld, Einzahlungslisten, Tagesstempel, Kas­
senschlüssel v«antwortlich übernahm. Des weiteren 
hätte geprüft werden müssen, ob in der Zeit danach bis 
zum Schalterschluß der mit den persönlichen Kennbuch­
staben der Klägerin ausgestattete Tagesstempel noch 
anderen Mitarbeitern zugänglich war oder ob eine solche 
Möglichkeit mit Sicherheit auszuschließen ist.
In dem Zusammenhang wäre es notwendig gewesen, 
generell zu «örtern, ob auf dem Postamt durch die

755


